Beitrag für die externe Beratung im Zusammenhang mit der zwischengemeindlichen Zusammenarbeit gemäß Artikel 7 des Landesgesetzes vom 16. November 2017, Nr. 18
Ansuchen um Auszahlung
Ersatzerklärung der getätigten Ausgaben gemäß Artikel 2 Absatz 2/ter
des Landesgesetzes vom 22. Oktober 1993, Nr. 17

AUTONOME PROVINZ BOZEN
Amt für Gemeindenfinanzierung
Landhaus 1, Silvius-Magnago-Platz 1
39100 Bozen
Tel. 0471 41 11 40
gemeindenfinanzierung.finanzalocale@pec.prov.bz.it


Die/der Unterfertigte ………………………………………………………………………………..
Bürgermeister/in der Gemeinde …..…………………………………………………………….

erklärt

in Kenntnis der strafrechtlichen Verantwortung hinsichtlich von Falscherklärungen gemäß Art. 48 und 76 des D.P.R. Nr. 445 vom 28. Dezember 2000 Folgendes:

Daten der Maßnahme, mit welcher die Ausgabe für die externe Beratung im Zusammenhang mit der zwischengemeindlichen Zusammenarbeit bezuschusst worden ist:
Dekret Nr. ………… vom ………….. 
Gesamtausgabe über …………………..Euro 
Beitrag im Ausmaß von 80 % über ………………… Euro. 

Für die Leistungen laut Kostenvoranschlag, welcher mit der Anfrage um Beitragsgewährung vorgelegt worden ist und mit genanntem Dekret als Kosten anerkannt worden sind, beträgt die getätigte Gesamtausgabe ……………………… Euro. 
Demzufolge ersucht man um Auszahlung des Beitrages von ……………. Euro (entspricht 80 % der getätigten Gesamtausgabe).

Auflistung der getätigten Ausgaben, welche mittels Rechnungen, Honorarnoten, quittierte F24-Vordrucke, Zahlungsmandate, usw. belegt sind:

	Beleg ausgestellt von
	Belegdatum
	Belegnummer
	verrechneter*
Betrag
	gezahlt
am

	
	
	
	
	

	.
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	



*der verrechnete Betrag bezieht sich ausschließlich auf folgende Leistungen gemäß Kostenvoranschlag, welcher mit der Anfrage um Beitragsgewährung vorgelegt wurde:




	1. Vor Unterzeichnung der zwischengemeindlichen Vereinbarung - finanzierbare Leistungen (zzgl. MwSt. und Fürsorgebeitrag)


	
	Phase der zwischengemeindlichen Zusammenarbeit
	Maximal möglicher Bezugswert für Finanzierung
	Konkreter Bezugswert für Finanzierung

	
	
	Maximale Beratertage
	Tagessatz
1.000,00 €
	Insgesamt
maximal
€
	
Beratertage
	
€

	
	Potentialanalyse für zwischengemeindliche Zusammenarbeit 
	2
	1.000 €
	2.000
	
	

	
	Sondierungsgespräche Bürgermeister*innen der Einzugsgebiete
	2 x 0,5
	1.000 €
	1.000 €
	
	

	
	Sondierungsgespräche Bürgermeister*innen und Gemeindesekretär*innen
	4 x 0,5
	1.000 €
	2.000 €
	
	

	
	Interne IST-Analyse in einer einzelnen Gemeinde (als Vorbereitung für eine mögliche Zusammenarbeit)
	1
	1.000 €
	1.000 €
	
	

	
	Externe IST-Analyse, Prozessoptimierung und Umsetzung pro Dienst in einer einzelnen Gemeinde (als Vorbereitung für eine mögliche Zusammenarbeit)
	2
	1.000 €
	2.000 €
	
	

	
	
	5 für den ersten Dienst und 2 pro weiteren Dienst
	1.000 €
	5.000 € für den ersten Dienst und 2.000 € pro weiteren Dienst
	
	




	2. BEI UNTERZEICHNUNG der zwischengemeindlichen Vereinbarung – finanzierbare Leistungen (zzgl. MwSt. und Fürsorgebeitrag)


	
	Phase der zwischengemeindlichen Zusammenarbeit
	Maximal möglicher Bezugswert für Finanzierung
	Konkreter Bezugswert für Finanzierung 

	
	
	Maximale Beratertage
	Tagessatz
€ 1000
	Insgesamt
Maximal
€
	Beratertage
	€

	
	Moderation der Treffen für die Vorbereitung und Vervollständigung der zwischengemeindlichen Zusammenarbeit
	4 x 0,5
	1.000 €
	2.000 €
	
	



	3. NACH UNTERZEICHNUNG der zwischengemeindlichen Vereinbarung – finanzierbare Leistungen (zzgl. MwSt. und Fürsorgebeitrag)


	
	Phase der zwischengemeindlichen Zusammenarbeit
	Maximal möglicher Bezugswert für Finanzierung
	Konkreter Bezugswert für Finanzierung 

	
	
	Maximale Beratertage
	Tagessatz
€ 1000
	Insgesamt
Maximal
€
	Beratertage
	€

	
	Projektstart
	2
	1.000 €
	2.000 €
	
	

	
	Umsetzung der zwischengemeindlichen Dienste
	14
	1.000 €
	14.000 €
	
	

	
	Start aktive Zusammenarbeit
	4
	1.000 €
	4.000 €
	
	

	
	Prozessoptimierung und Umsetzung des neuen Prozessablaufs pro Dienst für die zusammenarbeitenden Gemeinden
	7 pro umgesetzten Dienst
	1.000 €
	7.000 €
	
	

	
	Evaluationsbericht: zwischengemeindliche Zusammenarbeit
	2
	1.000 €
	2.000 €
	
	





Die Gemeinde hat für gegenständliche Ausgabe keine anderen Förderungen erhalten und um keine anderen Förderungen angesucht. 


	Ort und Datum der Unterschrift


	DIE/DER BÜRGERMEISTER/IN



Im Sinne von Artikel 76 des DPR vom 28. Dezember 2000, Nr. 445, werden unwahre Erklärungen und falsche Urkunden sowie deren Gebrauch in den vorgesehenen Fällen nach dem Strafgesetzbuch und den einschlägigen Sondergesetzen geahndet
Die Abteilung Örtliche Körperschaften und Sport führt Stichprobenkontrollen gemäß Artikel 2 Absatz 3 des Landesgesetzes vom 22. Oktober 1993, Nr. 17, in geltender Fassung, im Ausmaß von mindestens 6 Prozent der genehmigten Anträge durch


	
Kontaktperson (Gemeinde)

	Vorname ...............................................................
	Zuname .........................................................................

	Tel.:  ..........................................................................................................................



